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Volkswirtschafts- und Finanzbildung:
Konzepte, Ziele, Messung

1 Einleitung
In den letzten Jahren sind weltweit 
zahlreiche Bildungsinitiativen zur 
Stärkung der volkswirtschaftlichen 
und der Finanzkompetenz der Bevöl-
kerung gesetzt worden. Staatliche 
Stellen, Zentralbanken, Interessen-
vereinigungen (Konsumentenschutz-, 
Arbeitnehmer- und Arbeitgeber-
organisationen), Non-Profit-Organi-
sationen, aber auch Finanzdienstleis-
ter haben erhebliche Anstrengungen 
unternommen, um der Bevölkerung 
volkswirtschaftliche Zusammenhänge 
näherzubringen und sie für Geld- und 
Finanzfragen stärker zu sensibilisie-
ren.1

Während die wirtschaftspädago-
gische Forschung (May, 2003) die 
volkswirtschaftliche und finanzielle 
Bildung vorwiegend als Zweck an sich 
als Teil der Allgemeinbildung an 
Schulen diskutiert, haben die er-
wähnten Programme einige beson-
dere, davon abweichende Charakte-
ristika. Institutionell sind sie nicht 
(bzw. nicht nur) an der Verankerung 
in schulischen Lehrplänen orientiert, 

sondern nutzen eine Vielzahl anderer 
Kanäle (Medien, Kurse, Kampagnen 
etc.). Sie sind außerdem zumeist en-
ger an wirtschaftspolitischen Zielen 
als an jenen der im schulischen Kon-
text vorherrschenden Allgemeinbil-
dung ausgerichtet. Aus einer wirt-
schaftspolitischen Perspektive erge-
ben sich auch andere Fragestellungen 
als im Rahmen der etablierten wirt-
schaftspädagogischen Forschung. 

Vor diesem Hintergrund bietet 
dieser Beitrag einen strukturierten 
Überblick über Elemente verschie-
dieser Beitrag einen strukturierten 
Überblick über Elemente verschie-
dieser Beitrag einen strukturierten 

dener volkswirtschaftlicher und fi-
nanzieller Bildungsdefinitionen, über 
Ziele von Programmanbietern sowie 
über Testmethoden zur Evaluierung 
der Wirksamkeit derartiger Bildungs-
aktivitäten. Ziel ist dabei auch, die 
praxisorientierten Zugänge mit der 
wissenschaftlichen Aufarbeitung die-
ses Themenkreises zu verbinden. Ka-
pitel 2 zeigt daher die Bandbreite der 
Bildungsinhalte rund um das Thema 
Volkswirtschaft und Finanzen anhand 
neuerer Bildungsangebote und der sie 
begleitenden wissenschaftlichen Lite-
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Eine Recherche der Literatur und bestehender Bildungsangebote zeigt ein breites Spektrum 
von Zugängen zur volkswirtschaftlichen und finanziellen Bildung. Die Bildungsinhalte und 
deren Aufbereitung hängen stark von den Motiven und Zielen der diversen Bildungsträger 
ab. Zentralbanken engagieren sich im Wesentlichen aus fünf Gründen bildungspolitisch: 
erstens zur Förderung der Effektivität der Geldpolitik, zweitens im Interesse einer reibungs-
loseren Funktionsweise der Finanzmärkte, drittens zur Unterstützung nachhaltiger Wirt-
schafts politik und viertens zur Vermittlung von Wirtschaftswissen als öffentlichem Gut 
sowie zum Aufbau von Reputation und Akzeptanz. Tests zeigen im Allgemeinen deutliche 
Lücken im Finanz- und Wirtschaftswissen der Bevölkerung auf. Methodische Unzuläng-
lichkeiten der existierenden Untersuchungen lassen allerdings nur bedingt klare Schluss-
folgerungen zu und eröffnen ein interessantes Feld für zukünftige Forschung.

Ernest Gnan,
Maria Antoinette 

Silgoner,
Beat Weber

Ernest Gnan,
Maria Antoinette 

Silgoner,
Beat Weber

1 Unter den Begriff „wirtschaftliche Bildung“ fallen betriebswirtschaftliche/unternehmensbezogene, volkswirt-
schaftliche und finanzielle Bildung. Dieser Beitrag konzentriert sich auf volkswirtschaftliche Bildung sowie ihre 
Verbindungen und Übergänge zu finanzieller Bildung. Diese stehen im Zentrum der aktuellen Diskussion, wenn-
schaftliche und finanzielle Bildung. Dieser Beitrag konzentriert sich auf volkswirtschaftliche Bildung sowie ihre 
Verbindungen und Übergänge zu finanzieller Bildung. Diese stehen im Zentrum der aktuellen Diskussion, wenn-
schaftliche und finanzielle Bildung. Dieser Beitrag konzentriert sich auf volkswirtschaftliche Bildung sowie ihre 

gleich einige der hier untersuchten Bildungsprogramme Aspekte unternehmensbezogener Bildung inkludieren.
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ratur auf. Damit eng verbunden geht 
Kapitel 3 den Motiven für das Enga-
gement der diversen Bildungsträger 
und den angepeilten Bildungszielen 
nach. Kapitel 4 begründet das beson-
dere Interesse von Zentralbanken an 
volkswirtschaftlicher und finanzieller 
Bildung. Kapitel 5 bietet eine Be-
standsaufnahme über die Ergebnisse 
bisheriger Tests zum Wissensstand 
über Wirtschafts- und Finanzthemen, 
wobei auch die Probleme derartiger 
Erhebungen diskutiert werden. Kapi-
tal 6 zieht Schluss folgerungen. 

2 Definitionen
Programme zur Förderung der Ver-
braucherkompetenz in Finanzfragen 
werden seit einiger Zeit besonders 
forciert, Programme zur Förderung 
des allgemeinen Wirtschaftsverständ-
nisses bestehen schon länger. Die Ab-
grenzung ist nicht einfach; in der Re-
gel liegt das Bildungsangebot thema-
tisch auf einem Kontinuum zwischen 
speziellem Finanzfokus und allgemei-
ner Wirtschaftsausrichtung. Auch bei 

den Bildungsinhalten/-zielen gibt es 
eine große Bandbreite mit fließenden 
Übergängen. Um die Nuancen und 
eine große Bandbreite mit fließenden 
Übergängen. Um die Nuancen und 
eine große Bandbreite mit fließenden 

Charakteristika dieses Kontinuums 
zu identifizieren und ein genaueres 
Verständnis von dessen Substanz zu 
gewinnen, wurden im vorliegenden 
Beitrag Definitionen von volkswirt-
schaftlicher und finanzieller Bildung 
einer Auswahl von Bildungsinitiati-
ven und Forschungsarbeiten zum 
Thema gesichtet und verglichen.

 Was wird unter volkswirtschaft-
licher und finanzieller Bildung ver-
standen? Unter der Vielzahl der kur-
sierenden Bezeichnungen dominieren 
englischsprachige Ausdrücke, da ins-
besondere Finanzbildung in den USA 
und im Vereinigten Königreich die 
längste Geschichte aufweist. Das 
Schlagwort in der internationalen 
Debatte schlechthin ist „literacy“ 
– im Deutschen gleichzusetzen mit 
dem Begriffsfeld „verstehen, wissen, 
sich auskennen“. Nachfolgende Grafik 
illustriert die in der Literatur gän-
gigen Begriffspaare.

Begriffsbildungen zu volkswirtschaftlicher und finanzieller Bildung

Wirtschaftliche/s
(economic)

Finanzielle/s
( financial)

} {
(Allgemein)Bildung bzw. Erziehung 
(education)

Wissen/Verständnis (literacy)literacy)literacy

Kompetenz (capability)capability)capability

Sensibilisierung/Bewusstsein
(awareness)awareness)awareness

Quelle: OeNB.

Eine erste augenfällige Differenz lässt 
sich zwischen Begriffen ausmachen, 
die sich auf die Aktivitäten von Bil-
dungseinrichtungen beziehen (Bil-
dung – im Sinn der Bereitstellung von 
Bildungsinhalten) und solchen, die 
gewünschte Eigenschaften von Ziel-
gruppen bezeichnen (Wissen/Ver-

ständnis, Kompetenz, Sensibilisie-
rung/Bewusstsein). Die Begriffe ge-
ben erste Hinweise auf dahinterlie-
gende Vorstellungen über das Ver-
hältnis zwischen Bildungseinrich-
tungen und der Öffentlichkeit bzw. 
hältnis zwischen Bildungseinrich-
tungen und der Öffentlichkeit bzw. 
hältnis zwischen Bildungseinrich-

den Zielgruppen. Doch diese vagen 
Konnotationen geben nur wenig Auf-
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schluss über das Begriffsverständnis, 
nicht zuletzt weil die Begriffsverwen-
dung in diesem Feld bislang offenbar 
wenig stringent ist. 

Ein detaillierteres Verständnis 
versprechen die Begriffsdefinitionen, 
die in Grundsatzerklärungen von Bil-
dungsinitiativen zu finden sind. Auch 
einige akademische Arbeiten liegen 
dazu vor. Rund 50 von diesen wur-
den im vorliegenden Beitrag unter-
sucht, darunter die wichtigsten Initi-
ativen im öffentlichen Sektor, zen-
trale Forschungsarbeiten und einige 
ausgewählte der sehr zahlreichen Ini-
tiativen aus dem privaten Sektor. Die 
Definitionen bieten ein heterogenes 
Bild. Um eine Übersicht zu gewin-
Definitionen bieten ein heterogenes 
Bild. Um eine Übersicht zu gewin-
Definitionen bieten ein heterogenes 

nen, lassen sich die Elemente, die 
verschiedene Definitionen aufweisen, 
in drei Gruppen gliedern. 

2.1  Wissen, Verstehen, 
Entscheidungsfähigkeit

Den Inhalt bzw. zumindest den Kern 
nahezu aller vorliegenden Definiti-
onen von Finanzbildung bilden die 
Elemente „Wissen vermitteln“ und „Ver-
ständnis schaffen“ sowie „Kompetenzen 
zur Entscheidungsfindung“ im Bereich 
persönlicher Finanzen stärken. Wis-
sen und Verstehen beziehen sich meist 
auf Finanzdienstleistungsprodukte 
und ihre Eigenschaften. Entschei-
dungsfindung bezieht sich auf die Fä-
higkeit, dieses Wissen bei der Aus-
wahl von Finanzdienstleistungen 
praktisch umzusetzen. Dabei steht 
der Konsument, der sich einer Aus-
wahl von Finanzdienstleistungspro-
dukten gegenübersieht, im Zentrum.

Einige Definitionen beziehen darü-
ber hinaus (Problem)Bewusstsein („awa-
reness“) mit ein. Der Begriff wird 
aber unterschiedlich verstanden, zum 
Teil ist Sensibilisierung für die Not-
wendigkeit von Finanzdienstleistun-
gen gemeint (Ford und Jones, 2006), 

zum Teil wird „awareness“ als eine 
Form des Wissens über Produktange-
bote definiert (Mason und Wilson, 
2000; OECD, 2005).

2.2 Beziehungen zwischen  Akteuren

Eine zweite Gruppe von Elementen, 
die in manchen Definitionen den Ele-
menten Wissen/Verstehen und Ent-
scheidungsfähigkeit beigestellt wer-
den, erweitert den Blick über den 
Konsumenten hinaus auf Aspekte, die 
dessen Beziehung zu anderen Ak-
teuren betreffen. Solche Definitionen 
verstehen den Akt des Finanzdienst-
leistungskonsums als Teil eines 
Feldes, in dem das Zusammenspiel 
mehrerer Akteure ablaufentscheidend 
ist – wenngleich der Konsument zu-
meist Hauptadressat der Bildungsbe-
mühung ist.

Zu diesen Elementen zählen: 
Vertrauen (CEA, 2007; CFEE,
o. J.; FSA, 2004; OECD, 2005): 
Vorwiegend geht es darum, bei 
den Konsumenten Zuversicht zu 
schaffen, dass Geschäftsbezie-
hungen mit Anbietern von Fi-
nanzdienstleistungen korrekt, 
durchschaubar, fair und für sie 
vorteilhaft sind.
Wissen, wo Rat und Hilfe zu bekom-
men ist (NEFE, o. J.; OECD, 
2005): Das Wissen um Ansprech-
partner für Informationen und 
Hilfeleistung bedeutet eine Ent-
lastung für den Konsumenten. 
Eine Mobilisierung von unterstüt-
zenden Experten kann bis zu 
einem gewissen Grad eine Alter-
native zum persönlichen Wissens-
erwerb darstellen.
Wissen um Rechte (BDA, 1998; 
 Financial Literacy and Education 
Commission, 2006; Wilmink, 
2007): Zum Schutz vor Betrug 
und Übervorteilung ist das Wis-
2007): Zum Schutz vor Betrug 
und Übervorteilung ist das Wis-
2007): Zum Schutz vor Betrug 

sen um Rechte ebenfalls ein mög-

–

–

–
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liches Teilsubstitut für eigenes 
Wissen zum Umgang mit Ange-
boten.
Kommunikation und Artikulation
(Codice, 2007; Commerzbank, 
2004; FSA, 2004; FTE, 2005; 
NEFE, o. J.; Reifner, 2006; Vitt, 
2000): Dieses Element bezieht 
sich auf die Fähigkeit, erworbenes 
Wissen im eigenen Interesse ge-
genüber anderen Akteuren zur 
Sprache zu bringen. In der Regel 
stellen die betreffenden Definiti-
onen auf die Verhandlung zwi-
schen Kundschaft und Finanz-
dienstleistungsunternehmen ab, 
vereinzelt ist aber auch die Fähig-
keit gemeint, sich politisch zu ar-
tikulieren und somit grundsätz-
liche wirtschaftliche Umstände 
und Rahmenbedingungen zu the-
matisieren.
Gesellschaftliche Konsequenzen und 
Verantwortung (AdFLAG, 2000; 
Australian Ministerial Council, 
2006; Gemeinsame Initiative, 
2000; EASP, 2005; Government 
of Canada Policy Research Initia-
tive, 2006; La finance pour tous, 
2007; Reifner, 2006; UK Depart-
ment, 2000): Die Bedachtnahme 
auf Konsequenzen und Nebenwir-
kungen des eigenen Handelns auf 
andere wird zum Element von 
volkswirtschaftlicher und finan-
zieller Bildung erklärt. Das schafft 
Berührungspunkte zu Fragen ge-
sellschaftlicher Rollen- und Auf-
gabenverteilung.
Zugang zu Finanzdienstleistungen
(CSD, 2006; Ford und Jones, 
2006): Insbesondere arme Bevöl-
kerungsgruppen haben vielfach 
schlechten bzw. im Extremfall gar 
keinen Zugang zu Finanzdienst-
leistungen („financial exclusion“). 
Effektiver Zugang zu Anbietern 
ist deshalb die Voraussetzung für 

–

–

–

die Sinnhaftigkeit von Wissenser-
werb in Finanzfragen.

2.3 Gesellschaftliches Umfeld

Eine dritte Gruppe von Elementen, 
die in manchen Definitionen von 
volkswirtschaftlicher und finanzieller 
Bildung zu finden sind, tritt über die 
Grenze des Finanzdienstleistungssek-
tors hinaus und bezieht sich auf das 
allgemeine gesellschaftliche Umfeld, 
in das dieser Sektor eingebettet ist. 

Werte und Einstellungen (Austra-
lian Ministerial Council, 2006; 
EASP, 2005; FTE, 2005; Ge-
meinsame Initiative, 2000; Park, 
2006; Reifner, 2006; Walstad, 
2006): Definitionen, die dieses 
Element beinhalten, verweisen 
auf das politische Umfeld indivi-
dueller Entscheidungssituationen: 
Bildung von Bürgern und Konsu-
menten macht nur Sinn, wenn die 
Rahmenbedingungen für Ent-
scheidungen, auf deren Optimie-
rung die meisten Bildungspro-
gramme abzielen, mit den Wert-
haltungen der Betroffenen kom-
patibel sind und vice versa.
Wirtschaftlich Denken (FTE, 2005; 
NCEE, o. J.): Einige allgemeine 
(nicht finanzmarktbezogene) 
Wirtschaftsbildungsprogramme 
sehen eine zentrale Aufgabe der 
Wirtschaftsbildung in der Ver-
mittlung eines ökonomischen 
Denkmodells rationalen Kalku-
lierens und Entscheidens. 
(Wirtschafts)Politische Urteilsfähig-
keit (BDA, 1998): Dieses Element 
richtet sich an Adressaten in ihrer 
Eigenschaft als politische Bürger, 
Teilnehmer und Akteure demo-
kratischer Prozesse.
Sensibilisierung für Zusammenhänge
zwischen gesamtwirtschaftlicher 
und persönlicher Sphäre (JASS, 
o. J.; UFFE, o. J.; WIDE, o. J.). 

–

–

–

–
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Wissen über nicht finanzsektorbezo-
gene Bereiche wie Unternehmens-
führung, Steuerpolitik, Staats-
haushalt etc. (pfeg, 2005).

Wie man sieht, ist das Begriffsver-
ständnis von volkswirtschaftlicher 
und finanzieller Bildung höchst hete-
rogen. Ein Grund dafür liegt darin, 
dass verschiedene Bildungsträger un-
terschiedliche Ziele und Interessen 
verfolgen, und darauf ihre Lehrin-
halte abstimmen, was sich in der De-
finition des Maßnahmenbereichs nie-
derschlägt.

3  Wer bildet warum?
Zielsetzungen volks-
wirtschaftlicher und 
finanzieller Bildungs-
maßnahmen

In der volkswirtschaftlichen und fi-
nanziellen Bildung engagieren sich 
eine Vielzahl von Einrichtungen, da-
runter internationale Organisationen, 
Regierungsstellen, Unternehmen und 
ihre Verbände, Gewerkschaften, Nicht-
regierungsorganisationen (NGOs), 
Stiftungen, Finanzaufsichtsorgane 
und Zentralbanken, und zwar mit 
verschiedensten Programmen, For-
derungskatalogen, Seminaren und 
Curricula. Sofern die jeweiligen Ins-
titutionen explizite Zielsetzungen für 
ihre bildungspolitischen Maßnahmen 
angeben, lassen sich die Maßnahmen 
drei Gruppen von Zielen zuordnen, 
die jeweils beim Einzelnen ansetzen, 
aber schwerpunktmäßig entweder auf 
individuellen, finanzmarktpolitischen 
oder makroökonomisch-gesellschafts-
politischen Nutzen ausgerichtet sind.

3.1  Beitrag zur Erreichung 
persönlicher Ziele

Eine erste Gruppe von Programmzie-
len will mit volkswirtschaftlicher und 
finanzieller Bildung einen Beitrag zur 
Erreichung persönlicher (finanzieller) 

– Ziele der Adressaten leisten. Solche 
Ziele finden sich bei Stiftungen, in-
ternationalen Organisationen und 
Regierungsstellen (CSD, 2006; FTE, 
2005; Ilves, 2007; NCEE, o. J.; 
NEFE, o. J.; OECD, 2005; UK De-
partment, 2000).

3.2  Beeinflussung der Funktions-
weise des Marktes

Eine zweite Gruppe von Programm-
zielen bezieht sich auf eine Verbesse-
rung der Funktionsweise des Marktes 
für Finanzdienstleistungen. Volks-
wirtschaftliche und finanzielle Bil-
dung wird hier als strukturpolitisches 
Instrument betrachtet, das durch die 
Herbeiführung von Verhaltensände-
rungen der Konsumenten von Finanz-
dienstleistungen einen Beitrag zur 
Lösung von Problemen im Finanzsek-
tor leistet: Das Vermeiden von Über-
Lösung von Problemen im Finanzsek-
tor leistet: Das Vermeiden von Über-
Lösung von Problemen im Finanzsek-

schuldung (OECD, 2005a) sowie die 
Änderung des Spar- und Anlagever-
schuldung (OECD, 2005a) sowie die 
Änderung des Spar- und Anlagever-
schuldung (OECD, 2005a) sowie die 

haltens (CitiGroup Foundation, o. J.; 
La finance pour tous, 2007; NEFE, 
o. J.) sind Anliegen wohltätiger Stif-
tungen sowie von Unternehmen.

Mündige und gut informierte 
Konsumenten als Gegengewicht zur 
Anbieterseite aufzubauen und somit 
Konsumenten für Regulierungsziele 
einzusetzen, erhoffen sich vor allem 
öffentliche Einrichtungen (Bernanke, 
2006; FSA, 2004; La finance pour 
tous, 2007; Gopinath, 2006; Ilves, 
2007;  Park, 2006). Eine erhöhte 
Konsumentenmobilität im Sinn einer 
Bereitschaft zum Anbieterwechsel ist 
auch in zahlreichen Programmen als 
Zielbestimmung enthalten (Financial 
Literacy and Education Commission, 
2006; Ilves, 2007). Verbraucherbil-
dung in Finanzfragen trägt so zur Er-
höhung des Wettbewerbs im Markt 
für Finanzdienstleistungen bei, was 
insbesondere von öffentlichen und 
privaten Akteuren im Finanzsektor 
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oft angeführt wird (Bernanke, 2006; 
Commerzbank, 2004; Stark, 2006). 
Ähnliches gilt für die Erhöhung der 
Informationsverarbeitungsfähigkeit 
von Märkten, was speziell von Zen-
tralbanken häufig genannt wird 
(Bernanke, 2006; Filar, 2006; Park, 
2006; Stark, 2006). Diese sind an der 
Verbesserung der Treffsicherheit ih-
rer Instrumente interessiert. Konsu-
men tenschutz organisationen und Fi-
nanzdienstleister schreiben Finanzbil-
dung auch einen erzieherischen Effekt 
auf die Finanzbranche zu, durch den 
sich die Qualität des Angebots verbes-
sert (Korczak, 2007; Reifner, 2006).

Einige Unternehmen und Unter-
nehmensverbände setzen darauf, mit 
ihrer Produktwerbung Konsumenten 
dann besser ansprechen zu können, 
wenn diese sich mit Geld- und Fi-
nanzfragen auskennen; das heißt, sie 
erhoffen sich von ihren Finanzbil-
dungsmaßnahmen praktische Vorteile 
(pfeg, 2005; Commerzbank, 2004). 
Bei einigen Initiativen steht die Erhö-
hung der Attraktivität von Kapital-
märkten im Vordergrund (EASP, 
2005; Government of Canada Policy 
Research Initiative, 2006). Verein-
zelte Initiativen sehen in Finanzbil-
dung auch eine Maßnahme, mit der 
vom Finanzsystem Ausgeschlossene 
und Arme integriert bzw. wieder in-
tegriert werden können (Gopinath, 
2006; NCRC, o. J.; Reifner, 2006).

3.3  Bildung als Beitrag zur gesamt-
wirtschaftlichen Ordnung

Eine dritte Gruppe von Programm-
zielen findet sich vorwiegend in allge-
meinen Wirtschaftsbildungsprogram-
men. Die gemeinsame Klammer die-
ser Zielbestimmungen liegt in Bil-
dung als Beitrag zur gesamtwirt-
schaftlichen Ordnung sowie zu 
Debatten und Auseinandersetzungen, 
die um dieses Thema kreisen.

In Wirtschaftsbildungsprogram-
men von entwicklungspolitischen 
NGOs, die einem partizipatorischen 
Lernkonzept folgen, ist der Informa-
tions- und Erfahrungsaustausch unter 
den Beteiligten ein wichtiges Ziel im 
Lernprozess (Debt and Development 
Coalition Ireland, o. J.; WIDE, o. J.). 
Mit Wirtschaftsbildung und -infor-
mation zur politischen Partizipation 
anregen wollen eine Reihe von NGOs 
(Debt and Development Coalition 
Ireland, o. J.; WIDE, o. J.), sowie 
politische Initiativen aus dem priva-
ten und öffentlichen Bereich (Codice, 
2007; FTE, 2005; Gemeinsame Initi-
ative, 2000). 

Institutionelle Interessen prägen 
das konkrete Verständnis dieser Par-
tizipation: Initiativen von Gewerk-
schaften, NGOs und Konsumenten-
schützern verstehen darunter häufig 
die Ermutigung zu Engagement 
für soziale Veränderung und Kritik-
fähigkeit (Debt and Development 
Coalition Ireland, o. J.; JASS, o. J.; 
Reifner, 2006; UFFE, o. J.). Unter-
nehmens- und staatsnahe Institutio-
nen hingegen führen diesbezüglich 
zumeist die Akzeptanz marktwirt-
schaftlicher Ordnung und Verände-
rungsprozesse (Reformen) an (Aus-
tralian Ministerial Council, 2006; 
BDA, 1998; Filar, 2006; FTE, 2005; 
Walstad, 2006). Insbesondere Zen-
tralbanken sehen in Bildung eine 
Maßnahme, um Verständnis für die 
Rolle und Funktionsweise von Geld-
politik und Unterstützung für die 
geldpolitischen Entscheidungen auf-
zubauen (Park, 2006; Stark, 2006; 
Walstad, 2006) – siehe auch Kapi-
tel 4. Konkret wird diesbezüglich 
häufig die Erziehung zu wirtschaft-
licher Eigenverantwortung genannt 
(Australian Ministerial Council, 
2006; EASP, 2005; FSA, 2004; Ge-
meinsame Initiative, 2000).
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Die inhaltliche Ausrichtung von 
Bildungsprogrammen im Bereich Fi-
nanzen und Wirtschaft ist daher im-
mer eine Wertentscheidung und be-
inhaltet zu einem Gutteil auch die ex-
plizite Vermittlung von Werten. 
Beides steht in engem Zusammen-
hang zur Stellung der Bildungsträger 
im bzw. ihrer Einstellung gegenüber 
dem Wirtschaftssystem. Auch natio-
nale Unterschiede in der Strukturie-
rung und Regulierung der Wirt-
schaftssysteme schlagen sich in der 
Ausrichtung von Bildungsprogram-
men und ihren Prioritäten nieder.

Der Eindruck, bei volkswirt-
schaftlicher und finanzieller Bildung 
ginge es rein um die Korrektur eines 
Defizits an Sachwissen bei Zielgrup-
pen, wäre daher zu kurz gegriffen. 
Mangelndes Wissen der Bevölkerung 
ist nur eines von mehreren möglichen 
Motiven für Bildungsprogramme. 
Bildungsangebote setzen auch bei der 
Tatsache an, dass Bevölkerung und 
Wirtschaftsexperten unterschied-
liche Maßstäbe anlegen, unterschied-
liche Vorstellungen über wirtschaft-
liche Zusammenhänge und unter-
schiedliche Präferenzen haben sowie 
wirtschaftliche und gesellschaftliche 
Rollen unterschiedlich sehen. Dazu 
kommt das Bedürfnis, etwaige von 
Politik und Medien verzerrt vermit-
telte Perspektiven zu korrigieren. 

Begründungen für Bildungsange-
bote finden sich nicht nur auf der 
Nachfrageseite in einem „objektiven“ 
Informationsdefizit (vgl. Kapitel 5) 
bzw. explizitem Interesse an Wirt-
schaftsbildung seitens der Bildungs-
adressaten (z. B. Umfrageergebnisse, 
die auf Interesse an Wirtschaftsbil-
dung hindeuten), sondern auch in 
Motiven aufseiten der Bildungsträger. 
Diese Motive sind recht heterogen, 
was zur Erklärung der Unterschiede 
in der Definition von volkswirtschaft-

licher und finanzieller Bildung und 
deren Inhalten beiträgt.

4  Engagement der Zentral-
banken für volkswirtschaft-
liche und finanzielle Bildung 

Immer mehr Zentralbanken bieten 
aktiv volkswirtschaftliche und finan-
zielle Bildungsmaßnahmen an, die 
zudem immer breiter und tiefer ange-
legt sind (Fluch, 2007). Verschiedene 
Autoren haben die Motivation spe-
ziell von Zentralbanken erläutert 
(Bernanke, 2006; Greenspan, 2003; 
Hartmann et al., 2000; Hogarth, 
2007; Park, 2006; Stark, 2006; 
 Walstad, 1998, 1999, 2006; Watts, 
1998). Demnach engagieren sich Zen-
tralbanken im Wesentlichen aus fünf 
Gründen bildungspolitisch: erstens 
zur Förderung der Effektivität der 
Geldpolitik, zweitens im Interesse ei-
ner reibungsloseren Funktionsweise 
der Finanzmärkte, drittens zur Un-
terstützung nachhaltiger Wirtschafts-
politik, viertens zur Vermittlung von 
volkswirtschaftlichem und finanziel-
lem Wissen als öffentlichem Gut so-
wie fünftens zum Aufbau von Repu-
tation und Akzeptanz. Sie reflektie-
ren daher vor allem Elemente, die in 
den Abschnitten 2.1 und 2.3 beschrie-
ben wurden.

4.1  Förderung der Effektivität
der Geldpolitik

Eine erste Gruppe von Argumenten 
bezieht sich auf die Geldpolitik und 
ihre Funktionsweise im engeren Sinn. 
Wissen über volkswirtschaftliche Zu-
sammenhänge unterstützt demnach 
die Kommunikation zwischen der 
Zentralbank und den Wirtschafts-
agenten a) über die Zielsetzung der 
Geldpolitik, b) über die verfolgte 
geldpolitische Strategie und c) über 
die laufenden geldpolitischen Ent-
scheidungen. 
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a)  Förderung der öffentlichen 
 Unterstützung für die Zielsetzung 
der Geldpolitik

Bildungsaktivitäten über die Zielset-
zung der Geldpolitik zielen zunächst 
darauf ab, das heutzutage von den 
meisten Zentralbanken explizit (in 
manchen Fällen implizit) verfolgte, 
vorrangige Ziel der Preisstabilität zu 
begründen und dafür breite, dauer-
hafte Akzeptanz in der Bevölkerung 
zu sichern. Öffentliche Unterstüt-
hafte Akzeptanz in der Bevölkerung 
zu sichern. Öffentliche Unterstüt-
hafte Akzeptanz in der Bevölkerung 

zung für das vorrangige Ziel der 
Preisstabilität erfordert Verständnis 
über die Wirkungsweise der Geldpo-
litik und über die nachteiligen wirt-
schaftlichen Wirkungen höherer In-
flation. Erst im Wissen um die Kom-
plexität der nominellen und realwirt-
schaftlichen Effekte der Geldpolitik 
(diverse Übertragungskanäle; Unsi-
cherheiten über Stärke und Verzöge-
rung der Wirkungen der Zinspolitik) 
wird die Bevölkerung die Möglich-
keiten und Grenzen der Geldpolitik 
einschätzen können.

Aus dem gesetzlichen Auftrag der 
Zentralbank, Preisstabilität zu ge-
währleisten, wird demnach auch der 
kommunikationspolitische Auftrag ab-
geleitet, für die dauerhafte öffentliche 
Unterstützung dieser Norm zu sor-
gen. Dies erscheint gerade in Zeiten 
langjährig niedriger Inflationsraten 
gerechtfertigt, in denen die Kosten 
von Inflation in Vergessenheit geraten 
können. Fluch et al. (2007) zeigen 
z. B. für Österreich, dass ältere Men-
können. Fluch et al. (2007) zeigen 
z. B. für Österreich, dass ältere Men-
können. Fluch et al. (2007) zeigen 

schen, die noch hohe Inflationsraten 
erlebt haben, der Erhaltung der Preis-
stabilität höhere Bedeutung beimes-
sen als jüngere Menschen, die keine 
Hochinflationserfahrungen gemacht 
haben.

Information über das Preisstabili-
tätsziel der Zentralbank hat aber auch 
zum Ziel, über die Bekanntmachung 
des konkreten Inflationszielwerts die 

Inflationserwartungen zu stabilisie-
ren (Svensson, 2007). Die Veröffent-
lichung eines Inflationsziels – bzw. 
im Fall des Eurosystems der quantita-
tiven Definition von Preisstabilität – 
hat somit nicht nur das Ziel, die Zins-
politik der Zentralbank im Verhältnis 
zu einer öffentlich verlautbarten Ziel-
setzung zu „rechtfertigen“ und beur-
teilbar zu machen; diese Maßnahme 
dient vielmehr auch dem Zweck, den 
Wirtschaftsagenten klare Anhalts-
punkte für ihre Planung zu geben. 
Dadurch sollen Unsicherheit verrin-
gert, Inflationsrisikoprämien auf Zins-
sätze gesenkt und das nichtinflatio-
näre Potenzialwachstum erhöht wer-
den.

b)  Besseres Verständnis der 
 geld politischen Strategie

Die explizite Formulierung einer 
geldpolitischen Strategie kann aus 
mehreren Gründen erfolgen. Zu-
nächst wird dadurch die Transparenz 
der geldpolitischen Entscheidungen 
erhöht und die Geldpolitik „bere-
chenbarer“: Indem „Überraschungen“ 
vermieden werden, soll sich die Pla-
nungsunsicherheit für die Wirtschafts-
agenten verringern. 

Zum Zweiten dokumentiert die 
systematische Berücksichtigung be-
stimmter Indikatoren und gegebe-
nenfalls geldpolitischer Zwischenziele 
kompetentes, strukturiertes, wissen-
schaftlich basiertes Vorgehen bei der 
geldpolitischen Entscheidungsfindung. 
Dadurch kann das Vertrauen in die 
Kompetenz und die stabilitätspoli-
tische Glaubwürdigkeit der Zentral-
bank gefördert werden. Dies kann 
wiederum die Inflationserwartungen 
verstetigen, mit den zuvor erwähnten, 
positiven Effekten. 

Damit aber diese beiden Effekte 
eintreten können, ist ein ausrei-
chendes Vorwissen der Adressaten 
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erforderlich. Hier setzt eine dritte 
Sichtweise der geldpolitischen Strate-
gie an: Die Veröffentlichung einer 
geldpolitischen Strategie bietet Anlass 
zu aktiver Informations- und Bil-
dungsarbeit und kann so bereits als 
Maßnahme der volkswirtschaftlichen 
Bildung selbst gewertet werden. 
Denn die Inhalte dieser Strategie 
werden in vielen Medien und Vorträ-
gen immer wieder konsistent (wich-
tig in einem föderalen Zentralbank-
system wie dem Eurosystem) wieder-
holt und bieten Anlass, für die Geld-
politik relevante volkswirtschaftliche 
Indikatoren im Bewusstsein der Be-
völkerung zu verankern.

c)  Transparenz und effektive 
Kommunikation zur laufenden 
Geldpolitik

Information über die geldpolitischen 
Entscheidungen einschließlich detail-
lierter Begründungen vermittelt den 
Wirtschaftsagenten Signale, die sie 
für die Planung der Wirtschaftsakti-
vitäten benötigen. Allerdings erfor-
dert die sinnvolle Dekodierung dieser 
Information und ihrer Veränderungen 
im Zeitablauf ein Grundverständnis 
über volkswirtschaftliche und geld-
politische Zusammenhänge. Das Ziel 
von Transparenz und wirksamer 
Kommunikation der Zentralbanken 
über die laufende Geldpolitik impli-
ziert somit einen ausreichenden volks-
wirtschaftlichen Bildungsstand beim 
Empfänger der Information. Zentral-
banken haben daher Interesse daran, 
den Aufbau der erforderlichen Wirt-
schaftskompetenz zu unterstützen. 
Dies kann zum einen durch vorberei-
tende und begleitende Bildungsarbeit 
erfolgen; zum anderen kann auch eine 
möglichst klare und verständliche 
Sprache zu einer effektiven Kommu-
nikation der Zentralbank beitragen. 

4.2  Verbesserte Funktionsweise
der Finanzmärkte

Zentralbanken, die sich im Bereich 
Finanzbildung engagieren, begrün-
den dies oft mit zwei Argumenten. 
Zum einen verbessert Wissen über 
Finanzprodukte und über die grund-
legenden Konzepte der Finanzierung 
Anlage-, Investitions- und Kreditent-
scheidungen. Die Fähigkeit zum Ver-
gleich verschiedener Angebote för-
dert den Wettbewerb. Für das Fi-
nanzsystem ergibt sich dadurch ein 
Anreiz zu Innovationen, die Effizienz 
des Systems steigt. Da die Geldpolitik 
auf die wirksame Transmission von 
Leitzinsänderungen über das Finanz-
system auf die Wirtschaft angewiesen 
ist, sind über Finanzkompetenz er-
reichbare Effizienzsteigerungen er-
wünscht.

Ein zweiter Aspekt betrifft die 
Stabilität des Finanzsystems bzw. 
auch von Teilen des Systems. Indem 
Konsumenten besser informiert an 
Entscheidungen herangehen, sollte 
die Wahrscheinlichkeit von Fehlein-
schätzungen sinken. Beispielsweise 
sollte dadurch die Überschuldungsge-
schätzungen sinken. Beispielsweise 
sollte dadurch die Überschuldungsge-
schätzungen sinken. Beispielsweise 

fahr bei privaten Haushalten sinken. 
Im Extremfall sinkt dadurch die 
Wahrscheinlichkeit, dass Krisenfälle 
die Stabilität des Finanzsystems ge-
fährden. 

Beide Aspekte schützen Konsu-
menten letztlich vor Fehlentschei-
dungen und helfen ihnen, unvorteil-
hafte Angebote leichter zu erkennen. 
Insofern können Zentralbanken mit 
ihrem bildungspolitischen Angebot 
auch zum Konsumentenschutz beitra-
gen. Dies kann ein indirekter Neben-
effekt sein oder aber bei manchen 
Zentralbanken auch explizit als ge-
sonderte Zielsetzung intendiert sein. 
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4.3  Unterstützung nachhaltiger 
Wirtschaftspolitik

Zentralbanken haben ein Interesse 
daran, dass andere Bereiche der Wirt-
schaftspolitik das Ziel der Preisstabi-
lität nicht konterkarieren, die Ab-
sorption wirtschaftlicher Schocks er-
leichtern und das Potenzialwachstum 
stärken. Obwohl Zentralbanken in 
dafür relevanten Feldern der Fiskal- 
und Strukturpolitik keine Entschei-
dungsgewalt besitzen, können sie den 
der politischen Entscheidungsfindung 
vorgelagerten und begleitenden wirt-
schaftspolitischen Diskurs argumen-
tativ unterstützen. In den Worten 
von Watts (1998): „… improving the 
economic literacy of those who vote can 
strengthen the position of elected and ap-
pointed officials who work for good eco-
nomic policies, and against bad ones.“

Im Bereich der Fiskalpolitik ha-
ben Zentralbanken ein Interesse an 
einer Defizit- und Schuldenquoten-
entwicklung, die zum einen ausrei-
chenden Spielraum zur Abfederung 
schwacher Konjunkturphasen bietet 
und zum anderen Inflationierungs-
druck vonseiten der Fiskalpolitik
(z. B., um hohe Staatsschuldenquoten 
durch ein „nominelles Herauswach-
sen“ aus der Staatsverschuldung zu 
verringern) minimiert. Zentralban-
ken ist es daher ein Anliegen, dass die 
Wählerschaft die volkswirtschaft-
lichen Folgen hoher Budgetdefizite 
und Staatsverschuldung versteht.

Was die Strukturpolitik betrifft, 
haben Zentralbanken zum einen In-
teresse daran, dass die Produkt- und 
Arbeitsmärkte Schocks friktionsarm 
absorbieren, um den Bedarf an kon-
junkturpolitischer Gegensteuerung 
gering zu halten. Zum anderen er-
möglichen reibungsarm arbeitende 
Produkt- und Arbeitsmärkte höheres 
Potenzialwachstum und geringere 
strukturelle, nichtinflationäre Ar-

beitslosigkeit. Zentralbanken können 
entsprechende Reformen unterstüt-
zen, indem sie Argumente für lang-
fristige Reformvorteile mittels Bil-
dungs- und Informationsarbeit ver-
ständlich kommunizieren. 

4.4  Förderung des öffentlichen 
Guts „volkswirtschaftliche und 
finanzielle Bildung“ 

Die erwähnten Begründungen für das 
bildungspolitische Engagement von 
Zentralbanken rund um das Thema 
Wirtschaft und Finanzen ergeben sich 
unmittelbar aus den spezifischen Auf-
gaben und Zielen einer Zentralbank. 
Es kann aber auch argumentiert wer-
den, dass Zentralbanken als staatliche 
Institutionen mit umfassendem volks-
wirtschaftlichen Know-how berufen 
sind, das öffentliche Gut „volkswirt-
schaftliche und finanzielle Bildung“ 
als Teil der Allgemeinbildung zu för-
dern. 

Aus Sicht der Bildungsempfänger 
mag ein Vorteil der Zentralbanken 
gegenüber anderen Akteuren, die bei-
spielsweise kommerzielle oder poli-
tische Interessen haben können, in 
der angestrebten Neutralität der an-
gebotenen Information liegen.

4.5  Aufbau von Reputation
und Akzeptanz

Für die Zentralbank ergibt sich um-
gekehrt durch die Bildungsfunktion 
auch die Chance, ihre Stellung als an-
erkannte Expertenstelle für volks-
wirtschaftliche Fragen zu festigen 
und auszubauen. Indem die Zentral-
bank nützliche Dienstleistungen und 
qualitativ hochwertige Informationen 
und Bildungsleistungen zur Verfü-
gung stellt, kann sie Vertrauen und 
Glaubwürdigkeit aufbauen, die wie-
derum der Erfüllung ihrer geldpoli-
tischen Aufgaben dienen.
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5  Wirtschaftliche Bildung: 
Möglichkeiten und Grenzen 
des Messens von Wissen

In Anbetracht der Fülle von Wirt-
schaftsbildungsinitiativen in den ver-
gangenen Jahren ist es erstaunlich, 
dass die Fachliteratur über das Mes-
sen von Wirtschaftswissen nur ver-
gleichsweise schwach entwickelt ist. 
Dabei sollte das Erheben von Bestand 
und Veränderung von Wissen ein in-
tegraler Bestandteil der Konzeption 
jedes Wirtschaftsbildungsprogramms 
sein: Am Anfang einer Bildungs-
initiative gilt es zunächst, anfängliche 
Wissenslücken der Bevölkerung zu 
erkennen und gegebenenfalls beson-
ders benachteiligte Zielgruppen zu 
identifizieren. Nach erfolgter Bil-
dungsmaßnahme wiederum ist es un-
abdingbar, den Erfolg und die Effekti-
vität des Programms zu evaluieren 
und ein System der Qualitätssiche-
rung zu etablieren, um über den Fort-
bestand der Initiative zu entscheiden, 
Verbesserungspotenzial zu erkennen 
und Best-Practice-Kataloge zu erstel-
len. Dabei sollte der Nutzen eines 
Programms nicht nur den Kosten, 
sondern auch etwaigen alternativen 
Ansätzen zur Erreichung desselben 
Ziels gegenübergestellt werden.

5.1  Die adäquate Methode zur 
Evaluierung von Bildungsmaß-
nahmen hängt von deren 
Zielsetzung ab

Da es generell keine leichte Aufgabe 
ist, den Bildungsstand und -fortschritt 
zu messen, ist es umso wichtiger, be-
reits in der Konzeptionsphase eines 
Bildungs programms dessen Zielset-
zung klar zu definieren. Denn die ge-
eignetste Methode zur Bildungsmes-
sung und -evaluation variiert je nach 
Zielsetzung und Zielgruppe. Dies 
lässt sich anhand der in Kapitel 2 skiz-
zierten Klassifikation der Definiti-

onen von volkswirtschaftlicher und 
finanzieller Bildung illustrieren:

Wenn es Ziel einer Bildungsiniti-
ative ist, das Wissen und Verstehen
von wirtschaftlichen und finan-
ziellen Konzepten zu erhöhen, 
kann der Erfolg über Wissensre-
produktions- bzw. Einschätzungs-
fragen abgetestet werden, z. B. in 
Form von Multiple-Choice-Tests. 
Dabei kann auch auf international 
übliche, standardisierte Tests zu-
rückgegriffen werden, wie z. B. 
den US-amerikanischen Test of 
Economic Literacy (TEL), auf den 
in Abschnitt 5.2 im Detail einge-
gangen wird. Solche Tests haben 
den Vorteil der internationalen 
Vergleichbarkeit und einer jahre-
langen Erfahrungsbasis.
Soll das Vertrauen der Konsu-
menten in ihre Entscheidungs-
kompetenz gesteigert werden, 
dann kann der Erfolg eines Bil-
dungsprogramms über Befra-
gungen zum Anstieg der subjek-
tiven Zufriedenheit und Selbstsi-
cherheit nach Kursabschluss eva-
luiert werden. Standardisierte 
Tests sind hier ebenso eine Mög-
lichkeit wie offene Befragungen. 
Wenn diese subjektiven Einschät-
zungen jedoch nicht durch eine 
Analyse tatsächlicher Verhaltens-
änderungen ergänzt werden, be-
steht die Gefahr, dass die blei-
benden Effekte in der Euphorie 
unmittelbar nach Programmende 
überschätzt werden.
Sind allgemeine Werte und Einstel-
lungen Gegenstand einer Bildungs-
initiative, kann ein Meinungsum-
schwung ebenfalls durch Umfra-
gen identifiziert werden.
Häufig ist das diesen drei Punkten 
übergeordnete Ziel eine erwünschte 
Verhaltensänderung, z. B. eine Stei-
gerung der Sparquote oder der 

–

–

–

–
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Anzahl der Bankverbindungen, 
ein höheres Ansparvolumen für 
private Pensionsvorsorge oder 
auch eine geringere Säumnisquote 
bei Krediten. Diese Indikatoren 
können oft direkt gemessen oder 
durch Umfragen ermittelt wer-
den. Dabei muss jedoch überprüft 
werden, ob es sich beispielsweise 
wirklich um einen Nettozuwachs 
an Ersparnissen handelt oder le-
diglich um Umschichtungen. 
Auch ist es schwierig, beobach-
tete Verhaltensänderungen ge-
setzten Bildungsmaßnahmen ein-
deutig kausal zuzuordnen.

Wie wichtig eine klare Definition der 
Zielsetzung und die Auswahl einer 
geeigneten Evaluationsmethode sind, 
illustriert das folgende Beispiel: Alle 
zwei Jahre werden im Rahmen des 
US-amerikanischen Jump$tart Sur-
vey Sekundarschüler anhand eines 
Multiple-Choice-Tests auf ihre Fähig-
keit getestet, finanzielle Entschei-
dungen zu treffen. Mandell (2006) 
fand heraus, dass das Unterrichtsan-
gebot rund um das Thema Geld zwar 
nicht notwendigerweise das Wissen 
über Finanzthemen erhöht, aber sehr 
wohl die Sparneigung steigert und 
damit die erwünschte Verhaltensän-
derung bewirkt. Die Effektivität der 
Bildungsinitiativen nur anhand der 
Tests zu messen, wäre daher zu kurz 
gegriffen.

Lyons und Scherpf (2004) nennen 
ein weiteres Beispiel dafür, wie eine 
ungeeignete Maßzahl für den Erfolg 
einer Bildungsinitiative zu irrefüh-
renden Schlussfolgerungen führen 
kann. Das US-amerikanische Money 
Smart-Programm hat es sich zum Ziel 
gesetzt, Programmteilnehmer ohne 
Bankverbindung zu ermutigen, ein 
Konto zu eröffnen. Tatsächlich kann 
die Entscheidung gegen eine Bank-
verbindung jedoch Ergebnis einer 

 rationalen Überlegung sein, z. B. auf 
Basis einer Kosten-Nutzen-Analyse. 
Insofern sollte der Erfolg des Pro-
gramms nicht an der Anzahl der neu 
eröffneten Konten gemessen werden, 
sondern daran, ob den Teilnehmern 
das notwendige Wissen und Ver-
ständnis für diesen Entscheidungs-
prozess vermittelt werden konnte. 

Eine Evaluation kann in Form 
eines Vorher-nachher-Vergleichs oder 
anhand einer geeigneten Kontroll-
gruppe vorgenommen werden. Das 
kann z. B. eine vergleichbare Perso-
nengruppe sein, die nicht von einer 
konkreten Bildungsmaßnahme profi-
tiert hat. Dabei kann jedoch ein Kau-
salitätskonflikt auftreten: Wenn die 
Kursteilnahme auf freiwilliger Basis 
konzipiert oder erheblicher Einsatz 
zur Absolvierung des Programms 
notwendig ist, kann angenommen 
werden, dass sich erfolgreiche Teil-
nehmer grundsätzlich von Kursab-
brechern oder nicht Interessierten 
systematisch unterscheiden, z. B. in 
Wohlstandsniveau, Einkommen, Haus-
haltsstatus, Bildungsniveau, Alter, 
Motivation oder Informa tions stand 
(Lusardi und Mitchell, 2007). Das 
kann die Ergebnisse nach oben ver-
zerren. Eine Analyse von Kursabbre-
chern und Nichtteilnehmern im Ver-
gleich zu erfolgreichen Absolventen 
kann darüber Aufschluss geben.

Umgekehrt kann es aber auch 
sein, dass ein Kurs ganz gezielt bei 
 einer Personengruppe ansetzt, bei 
der große Wissensdefizite oder ein 
unerwünschtes Verhalten beobachtet 
wurden. Dies kann die Effekte der 
Programme nach unten verzerren. 
Wenn die Kontrollgruppe nicht hin-
reichend ähnliche Charakteristika 
aufweist, kann der Vergleich sogar 
eine negative Korrelation zwischen 
Kursteilnahme und Wissen bzw. 
 Verhalten hervorbringen, selbst wenn 
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sich die Bildungsmaßnahme bei der 
Zielgruppe als erfolgreich erweist 
(Bernheim und Garrett, 2003; Bayer 
et al., 1996).

Für die Evaluation eines fix etab-
lierten Bildungsprogramms wäre es 
wichtig, die Kurzzeiteffekte durch 
eine Untersuchung der Langzeit-
effekte abzusichern. In der Praxis er-
weist es sich jedoch als sehr aufwen-
dig, mehrere Jahre nach Kursende 
 Informationen über die Teilnehmer 
einzuholen. Bernheim et al. (2001) 
ist eine der wenigen Studien, die den 
Langzeitnutzen von Wirtschafts-
kursen in US-amerikanischen Schu-
len auf das Sparverhalten untersu-
chen. Ermöglicht wurde diese Unter-
suchung dadurch, dass verschiedene 
Bundesstaaten zu unterschiedlichen 
Zeitpunkten solche Wirtschaftskurse 
verpflichtend in den Lehrplan aufge-
nommen haben. Die Autoren kom-
men zu dem Schluss, dass Wirt-
schaftskurse tatsächlich positiven 
Einfluss auf Sparverhalten und Ver-
mögen haben, insbesondere jedoch 
bei Kindern, die nicht durch eine 
überdurchschnittlich hohe Sparnei-
gung des Elternhauses bereits „vorge-
prägt“ sind.

Noch schwieriger erweist es sich 
mitunter, eine positive Korrelation 
zwischen Wissen bzw. Kursteilnahme 
und Umgang mit Geld und Finanzen 
mit einer Kausalitätsprüfung zu un-
terlegen. So eignen sich aktive Fi-
nanzmarktteilnehmer durch ihre Ak-
tivitäten Wissen an. Wenn Bildungs-
initiativen auf dieser Basis aufbauen, 
kann ein positiver Zusammenhang 
zwischen Bildung und Finanzmarkt-
daten zu verfälschten Schlussfolge-
rungen über die Kausalität führen. 
Kotlikoff und Bernheim (2001) ist 
eine der wenigen Studien, die explizit 
einen Kausalzusammenhang zwi-
schen Wirtschaftsbildung und einer 

besseren Pensionsvorsorge nachwei-
sen.

Entgegen all diesen Empfehlungen 
wird in der Praxis der Erfolg von Bil-
dungsprogrammen tatsächlich häufig 
nur an Input-Daten (Anzahl der Teil-
nehmer sowie der Kurse) anstelle von 
Output-Ergebnissen gemessen. So 
zeigt eine Umfrage unter Mitarbei-
tern von Finanzbildungsträgern in 
den USA (Lyons et al., 2005), dass 
zwar drei Viertel aller Evaluationen 
die Anzahl der Teilnehmer als Er-
folgsindikator verwenden, jedoch we-
niger als die Hälfte tatsächliche 
Verhaltens änderungen. Eine umfas-
sende Evaluation der Ergebnisse der 
Bildungsmaß nahme scheitert häufig 
an fehlendem Fachwissen sowie an 
Personal-, Ressourcen- und Zeit-
knappheit.

5.2  Beispiel: Test of Economic 
Literacy – Wirtschafts-
kundlicher Bildungstest 

Der Test of Economic Literacy (TEL) 
ist international für das Abfragen von 
elementarem Wirtschaftswissen ge-
bräuchlich. Dieser Test wurde in den 
USA von Soper und Walstad (1987) 
entwickelt und im Jahr 1978 erstmals 
bei Schülern eingesetzt. Die ersten 
Anwendungen des TEL brachten 
große Wissenslücken zutage, seither 
wird der Test regelmäßig eingesetzt 
und dient sowohl zur Prüfung als 
auch zur Evaluation von Bildungs-
maßnahmen im Sekundärschulwesen. 
Vom Aufbau her ist der TEL ein Mul-
tiple-Choice-Test mit 46 Fragen, die 
sich an herkömmlichem Lehrbuch-
wissen in den Bereichen Grundlagen, 
Mikroökonomie, Makroökonomie 
und internationale Beziehungen ori-
entieren. Meist werden die Ergeb-
nisse als Anteil der richtig beantwor-
teten Fragen an der Gesamtfragenan-
zahl dargestellt, einige Studien (z. B. 
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Lietz und Kotte, 2000) lassen jedoch 
auch unterschiedliche Gewichte je 
nach Schwierigkeitsgrad der Frage zu. 
Am Beispiel des TEL lassen sich ei-
nige typische Problemquellen von 
Wissenstests illustrieren.

Da mit dem TEL wirtschaftliche 
Grundkenntnisse geprüft werden, 
bietet er sich grundsätzlich auch für 
internationale Vergleiche an. So wurde 
der TEL von Beck und Krumm 
(1990) in einer deutschsprachigen 
Übersetzung als „Wirtschaftskund-
(1990) in einer deutschsprachigen 
Übersetzung als „Wirtschaftskund-
(1990) in einer deutschsprachigen 

licher Bildungs-Test“ (WBT) vorge-
legt und in dieser Form bei deut-
schen, österreichischen und Schwei-
zer Schülern eingesetzt. Kasten 1 gibt 
beispielhaft drei Fragestellungen des 
WBT wider. Neben Fragen der 
sprachlichen Äquivalenz (z. B. ist das 
WBT wider. Neben Fragen der 
sprachlichen Äquivalenz (z. B. ist das 
WBT wider. Neben Fragen der 

deutsche Wort „Ressourcen“ weniger 
geläufig als „resources“ im englischen 
Sprachgebrauch) ist bei internationa-
len Vergleichen besonders zu berück-
sichtigen, inwieweit die Schülerstich-
proben – selbst wenn sie der gleichen 
Altersgruppe entstammen – aufgrund 
unterschiedlicher Schulsysteme und 
Lehrpläne vergleichbar sind. Beck 
und Krumm (1994) zeigen für Öster-
Lehrpläne vergleichbar sind. Beck 
und Krumm (1994) zeigen für Öster-
Lehrpläne vergleichbar sind. Beck 

reich und Deutschland, dass sowohl 
die Einschätzung des Lehrpersonals 
als auch die Auswertung der Tester-
gebnisse darauf hindeuten, dass der 
deutschsprachige WBT grundsätzlich 
auch hierzulande gute Indikatorquali-
tät aufweist. 

Der große Vorteil des TEL ist die 
jahrelange Erfahrung und der inter-
national standardisierte Inhalt. Das 
Multiple-Choice-Verfahren gewähr-
leistet zudem eine weitgehende Ob-
jektivität in der Beurteilung. Der TEL 
unterliegt jedoch auch einer Reihe 
von Kritikpunkten. Unter anderem 
wird die ideologische Prägung man-
cher Fragen kritisiert (Nelson und 
Sheffrin, 1991). So ist bei der zweiten 
Frage in Kasten 1 Antwort C die 
„richtige“ Antwort, während regulie-
rende Rahmenbedingungen oder ein 
Mindestmaß an sozialer Verantwor-
tung sich ebenso gut als eine Grund-
voraussetzung für das Funktionieren 
einer Marktwirtschaft argumentieren 
lassen. Bei der dritten Frage hingegen 
ist die Fragestellung selbst bereits 
durch eine bestimmte Werthaltung 
geprägt.
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Lüdecke-Plümer und Sczesny 
(1998) vergleichen die TEL-Ergeb-
nisse in den USA, im Vereinigten 
 Königreich, in Deutschland, Öster-
nisse in den USA, im Vereinigten 
 Königreich, in Deutschland, Öster-
nisse in den USA, im Vereinigten 

reich, der Schweiz und in Korea. Der 
Vergleich zeigt, dass zumeist weniger 
als die Hälfte der Fragen korrekt be-
antwortet wurden (Österreich 44 %, 
als die Hälfte der Fragen korrekt be-
antwortet wurden (Österreich 44 %, 
als die Hälfte der Fragen korrekt be-

Deutschland und Schweiz 45 %, USA 
48 %), in Korea lag die Trefferquote 
immerhin bei 52 %. Der mit 64 % im 
Vereinigten Königreich recht hohe 
Anteil richtig beantworteter Fragen 
ist durch die auf höhere Schulen kon-
zentrierte Stichprobe erklärbar. Im 
deutschsprachigen Raum traten ins-
besondere bei Fragen im Bereich in-
ternationaler Beziehungen deutliche 
Wissens defizite zutage. In allen un-
tersuchten Ländern schnitten Absol-
venten von Wirtschaftskursen besser 
ab als jene ohne derartige Vorbil-
dung. 

Beck und Krumm (1994) verglei-
chen die Testergebnisse für Öster-

Beck und Krumm (1994) verglei-
chen die Testergebnisse für Öster-

Beck und Krumm (1994) verglei-

reich, Deutschland und die USA. 
Nach dieser Untersuchung schneidet 
Österreich am besten ab, die USA am 
Nach dieser Untersuchung schneidet 
Österreich am besten ab, die USA am 
Nach dieser Untersuchung schneidet 

schlechtesten. Allerdings ist der Ab-
stand zwischen der stärksten und der 
schwächsten Untergruppe (nach Schul-
typen) in den beiden deutschspra-
chigen Ländern mehr als doppelt so 
groß wie in den USA, sodass die 
schwächsten US-amerikanischen Stu-
denten immer noch einen höheren 
Punktestand aufweisen als die 
schwächsten österreichischen Schü-
ler. Dies dürfte auf die unterschied-
lichen Schulsysteme zurückzuführen 
sein, da das Bildungssystem im 
deutschsprachigen Raum wesentlich 
heterogener ist. Vor allem die Berufs-
schüler des dualen Ausbildungszweigs 
stellen einen Ausreißer nach unten 
dar.

Kasten 1

Beispiele für Fragestellungen im Rahmen des TEL in deutscher Übersetzung

(korrekte Antwort hervorgehoben):

Eine unerwartete Inflation begünstigt vor allem 
A. Wertpapierinhaber.  
B. Personen mit Lebensversicherungen. 
C. Sparer. 
D. Personen mit Schulden.

Was ist das wesentliche Merkmal einer Marktwirtschaft?
A. Effektive Gewerkschaften 
B. Geeignete Regulierung durch den Staat  
C. Aktiver Wettbewerb auf dem Markt 
D. Verantwortungsvolles Handeln der Unternehmer

In einer Marktwirtschaft ist es wahrscheinlich, dass dem öffentlichen 
Interesse Rechnung getragen wird, selbst wenn die Individuen ihre eigenen 
wirtschaftlichen Ziele verfolgen, wegen
A. der Funktionsweise von Wettbewerbsmärkten.  
B. der sozialen Verantwortung der Unternehmen. 
C. der sorgfältigen Planung und Koordinierung der Marktaktivitäten. 
D. des Verständnisses des Einzelnen dafür, was im öffentlichen Interesse liegt.

Quelle: Beck und Krumm (1998).
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Sczesny und Lüdecke (1998) füh-
ren zusätzliche Untersuchungen auf 
Basis deutscher Befragungen durch. 
Sie kommen dabei zu folgenden De-
tailergebnissen, die sich weitgehend 
mit US-amerikanischen (u. a. Wal-
stad und Rebeck, 2001) sowie inter-
nationalen Studienergebnissen (Lietz 
und Kotte, 2000, z. B. für Austra-
lien) decken. 

Das wirtschaftliche Basiswissen 
steigt mit dem Alter (in der Regel 
wurden 16- bis 18-Jährige be-
fragt) und zwar unabhängig von 
gezielter wirtschaftlicher Ausbil-
dung. Dies deutet darauf hin, dass 
Bildung nicht unwesentlich durch 
die Partizipation am Wirtschafts-
leben erfolgt. Wirtschaftskurse 
können diesen Prozess beschleu-
nigen, allerdings erreicht der 
Wissenszuwachs früher oder spä-
ter eine „Sättigungsgrenze“. 
Schüler in Gymnasien und wirt-
schaftlichen Schulen schneiden 

–

–

besser ab als jene aus Berufsschu-
len, Realschulen oder mit einer 
Lehrlingsausbildung. 
Mädchen schneiden bei den Tests 
schlechter ab als männliche Schü-
ler. Als Gründe werden soziokul-
turelle Einflussfaktoren, kogni-
tive Determinanten und Interesse 
an wirtschaftskundlichen Frage-
stellungen genannt, aber auch die 
Tatsache, dass wirtschaftliche Ste-
reotype tendenziell männlich be-
setzt sind. Es könnte jedoch auch 
eine Rolle spielen, dass Mädchen 
generell bei Multiple-Choice-
Tests schlechtere Ergebnisse er-
zielen als ihre männlichen Kolle-
gen und daher die Art der Frage-
stellungen die Unterschiede über-
zeichnet (Walstad und Robson, 
1997).2 Generell sind jedoch die 
Unterschiede innerhalb der Ge-
schlechtsgruppen größer als die 
Unterschiede zwischen den Grup-
pen. 

–

2 So tendieren Frauen dazu, Fragen unbeantwortet zu lassen, wenn sie bei der Antwort nicht sicher sind, sodass die 
Erfolgsquote teilweise sogar unter der Ratewahrscheinlichkeit liegt (Katschnig und Hanisch, 2004).

Kasten 2

Wissenstests in Österreich

Neben dem standardisierten und weit verbreiteten TEL wurden in Österreich ähnliche 
Tests eingesetzt, um den Wissensstand der Bevölkerung zu Wirtschaftsthemen zu 
erfragen. Die folgende Aufstellung bietet einen Überblick der rezentesten Studien zum 
Wirtschaftswissen der Österreicher. Eine umfassende Übersicht zum Thema  ökonomische 
Bildung in Österreich in den Jahren davor liefert darüber hinaus Hartmann et al. (2000). 
–  Nach einer Umfrage von GfK Austria (2006) schätzen 53 % der Befragten (Stichprobe 

4.500) ihr Verständnis über wirtschaftliche Zusammenhänge als eher schlecht bis sehr 
schlecht ein. Gegenüber einer ähnlichen Umfrage 2003 hat sich dieser Anteil sogar 
noch vergrößert.

–  Nach einer Befragung des Instituts für Bildungsforschung der Wirtschaft (ibw, 
2006) unter 3.300 Schülern in Abschlussklassen fühlten sich 63 % der Befragten zum 
Thema internationale Wirtschaft sehr gut bzw. ausreichend informiert; die höchsten 
Werte wurden bei Schülern aus Handelsschulen und Handelsakademien verzeichnet. 
60 % der Schüler bekundeten grundsätzliches bzw. hohes Interesse an wirtschaftlichen 
Themen. Interessanterweise divergiert diese Selbsteinschätzung mitunter deutlich vom 
Wissensstand, ermittelt anhand von 20 Wissens- und Verständnisfragen. Demnach 
schnitten die Handelsakademieabsolventen im Durchschnitt am besten ab, während das 
Wissen der Handelsschüler von allen Schulen – entgegen ihrer Selbsteinschätzung –
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6 Schlussfolgerungen
Der vorliegende Beitrag zeigt, dass 
volkswirtschaftliche und finanzielle 
Bildung sehr unterschiedlich definiert 
werden kann. Bestehende Bildungs-
programme setzen zum Teil bei indi-
viduellen Entscheidungen, zum Teil 
bei Beziehungen zwischen Wirt-
schaftsakteuren und zum Teil bei der 
Haltung zum gesamtgesellschaft-
lichen Umfeld an. Die Bildungsan-
bieter können vielfältige Ziele verfol-
gen, die Auswirkungen auf die Wahl 
der Bildungsinhalte und deren Prä-

sentation haben. Auch die Wahl des 
Adressatenkreises ist für die Auswahl 
der Inhalte und die Art ihrer Vermitt-
lung ein entscheidender Faktor.

Zentralbanken als wirtschaftspo-
litische, staatliche Institutionen neh-
men bei der Vermittlung von Wirt-
schaftswissen und -kompetenz eine 
Sonderstellung ein. Komplementär 
zu ihrer gesetzlich verankerten Un-
abhängigkeit haben sie Interesse 
daran, ihre geldpolitische Zielset-
zung, ihre geldpolitische Strategie 
und ihre laufenden geldpolitischen 

–  am schlechtesten ausfiel. Allerdings ist hier kritisch anzumerken, dass der Schulabschluss 
in Handelsakademien nach fünf Jahren, in Handelsschulen jedoch bereits nach drei 
Jahren möglich ist und das wirtschaftliche Basiswissen unabhängig von der Wirt-
schaftsbildung aufgrund der Partizipation im Wirtschaftsleben mit dem Alter steigt. 
Auch nach der ibw-Studie schnitten weibliche Schüler durchwegs schlechter ab als ihre 
männlichen Kollegen. Hingegen weisen die Ergebnisse von Schülern mit Migrations-
hintergrund keine signifikanten Abweichungen auf. Dies steht im Kontrast zu US-
amerikanischen Studien (Soper und Walstad, 1987), nach denen Studenten mit 
afroamerikanischem oder lateinamerikanischem Hintergrund tendenziell schlechter 
abschnei den als ihre Kollegen ohne Migrationshintergrund.

–  Katschnig und Hanisch (2004) vergleichen das Wirtschaftswissen von 2.179 Matu-
ranten in Österreich, Deutschland, der Tschechischen Republik und Ungarn anhand 
eines Fragenkatalogs aus zwölf Fragen, die teilweise dem WBT entnommen sind. Dabei 
wurde besonderer Wert auf die gute Übersetzbarkeit der Fragestellungen gelegt. 
Generell wird das Wirtschaftswissen als unzureichend eingeschätzt. Die schwachen 
Ergebnisse in der Tschechischen Republik und in Ungarn werden von den Studienautoren 
auf das ungenügende Fachwissen der Wirtschaftskundelehrer zurückgeführt, deren 
Wirtschaftssicht teilweise noch aus Zeiten des Eisernen Vorhangs herrührt. Frauen 
schneiden insbesondere in Österreich deutlich schlechter ab als ihre männlichen 
Kollegen.

–  Im Auftrag der Arbeiterkammer Wien wurden im Jahr 2006 Tiefeninterviews mit 
28 Arbeitnehmern und 6 Lehrlingen mit dem Ziel durchgeführt, deren Verbrau cher-
kompetenz in Finanzfragen zu ermitteln (Prantner et al., 2006). Während die Befragten 
allgemein relativ gut über Kredite und Kontoüberziehung Bescheid wussten, waren sie 
weniger gut informiert über Zinsanpassungsklauseln und die effektiven Kosten eines 
Kredits. Das Wissen zu Investmentfonds wird als nicht ausreichend eingeschätzt, um 
kompetente Kaufentscheidungen zu treffen. 

–  Eine vom Kuratorium Wirtschaftskompetenz für Europa in Auftrag gegebene 
Studie zieht den Europäischen Wirtschaftsführerschein (EBC*L Prüfung) mit 16 Wis-
sens fragen, vier Verständnisfragen und einem Fallbeispiel heran, um die Wirtschafts-
kompetenz im deutschsprachigen Raum (Österreich, Deutschland, Schweiz) zu 
evaluieren (Ortner et al., 2006). Nur 15 % der 342 Befragten konnten ohne Vorbereitung 
mehr als die Hälfte der Fragen korrekt beantworten. Dies ist umso beachtlicher, als 
95 % der Stichprobe Matura hatten und 70 % nebenberuflich studierten, zumeist auf 
Fachhochschulen. Interessant ist, dass die Befragten Wirtschaftswissen einen sehr 
hohen Stellenwert im Berufsleben zuschreiben.
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Entscheidungen verständlich zu kom-
munizieren. Dies soll zum einen die 
dauerhafte Akzeptanz stabilitätsori-
entierter Geldpolitik unterstützen, 
zum anderen aber auch zur Stabilisie-
rung der Inflationserwartungen und 
damit zur Zielerreichung der Zen-
tralbank beitragen. Effektive Kom-
munikation der Zentralbank soll zu-
dem die Entscheidungsunsicherheit 
der Wirtschaftsakteure verringern. 
Bildungsaktivitäten von Zentralban-
ken rund um das Thema Geld und Fi-
nanzen sollen überdies die Effizienz 
und Stabilität des Finanzsystems för-
dern und Hilfestellungen bei persön-
lichen Finanzentscheidungen bieten. 

In der wirtschaftspädagogischen 
Debatte um die Vermittlung von 
Wirtschaftskompetenz werden un-
terschiedliche didaktische Ansätze 
genannt: situations- und problemori-
entierte Ansätze, die die Lehrinhalte 
auf die Rollen der Beteiligten am 
Wirtschaftsprozess zuschneiden; 
handlungsorientierte Ansätze sowie 
an der Wirtschaftswissenschaft ori-
entierte Ansätze, die Lehrinhalte aus 
der volkswirtschaftlichen Theorie ge-
winnen (Weber, 2001). Bei letzterem 
Ansatz stellt sich unter anderem das 
Problem, dass zu vielen theoretischen 
und wirtschaftspolitischen Fragen die 
Meinungen der Ökonomen auseinan-
und wirtschaftspolitischen Fragen die 
Meinungen der Ökonomen auseinan-
und wirtschaftspolitischen Fragen die 

dergehen (Chase, 1977; Fuchs et al., 

1997). Dennoch besteht unter Öko-
nomen die Ansicht, dass es einen 
Kern von begrifflichen und analy-
tischen Kategorien und Fakten gibt, 
die über wirtschaftspolitische Diffe-
renzen hinweg von allen ökono-
mischen Theorieschulen anerkannt 
werden können (Tobin, 1986). 

Diese Annahme liegt auch stan-
dardisierten Tests zugrunde, die be-
anspruchen, Wirtschaftswissen von 
Probanden anhand von Multiple-
Choice-Fragen feststellen zu können. 
In der Praxis erweist es sich jedoch 
als schwierig, den Wissensstand der 
Bevölkerung bzw. die Wirksamkeit 
von Bildungsaktivitäten zu messen. 
Insbesondere variiert die geeignetste 
Methode zur Wissensmessung je nach 
Zielsetzung und Zielgruppe. Auch ist 
es schwierig, einen tatsächlichen Kau-
salzusammenhang zwischen einem 
Bildungsprogramm und einer beob-
achteten Verhaltensänderung nachzu-
weisen. Vor dem Hintergrund einer 
verstärkten öffentlichen Diskussion 
um volkswirtschaftliche und finan-
zielle Bildung und einer Vielzahl von 
Untersuchungen zum Wirtschafts-
wissen, die auf Wissenslücken der 
Bevölkerung hinweisen, scheint ein 
verstärktes Bemühen um Verbesse-
rung bestehender Untersuchungsme-
thoden angezeigt. 
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